ESCHER 


„ 2 


Geſetz-Sammlung 


für die 


„„ 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Beamten der Landes-Verſicherungsanſtalten, S. 251. — 
Geſetz, betreffend die Umgeſtaltung der direkten Staatsſteuern in den Hohenzollernſchen Landen, 
S. 252. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 257. 


(Nr. 10207.) Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Beamten der Landes-Verſicherungs— 
anſtalten. Vom 17. Juni 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, was folgt: 


Sea 
Auf die Dienftvergehen der bei den Verſicherungsanſtalten und ihren 
Organen im Hauptamte beſchäftigten Bureau⸗, Kanzlei- und Unterbeamten finden 
die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen 
Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, 
vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465) mit den aus den nachſtehenden 
Beſtimmungen ſich ergebenden Maßgaben Anwendung. 


§. 2. 

Die den Miniſtern und den Provinzialbehörden beigelegte Befugniß zur Ver 
hängung von Ordnungsſtrafen ſteht dem Vorſitzenden des Vorſtandes der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt zu, jedoch dürfen die von ihm verhängten Geldbußen den Betrag 
von dreißig Mark nicht überſteigen. 

Gegen die Disziplinarverfügungen findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

$. 3. 


In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren tritt an die 
Stelle des Regierungspräſidenten der Vorſitzende des Vorſtandes der Verſicherungs⸗ 
anſtalt, an die Stelle der Bezirksregierung und des Disziplinarhofs der Bezirks⸗ 
ausſchuß und an die Stelle des Staatsminiſteriums das Oberverwaltungsgericht. 
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Die Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Bezirksausſchuß und dem 
Oberverwaltungsgerichte werden vom Miniſter für Handel und Gewerbe ernannt. 
Die Verhandlung vor dem Bezirksausſchuß und dem Oberverwaltungsgerichte 
findet im mündlichen Verfahren ſtatt. Das Gutachten des Disziplinarhofs iſt 
nicht einzuholen. 

Das Verfahren kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung 
durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes eingeſtellt werden. 


F. 4. 
Auf die bei den Verſicherungsanſtalten und ihren Organen im Hauptamte 
beſchäftigten Bureau⸗, Kanzlei⸗ und Unterbeamten, welche Provinzialbeamte find, 
findet das Geſetz keine Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Brunsbüttel, den 17. Juni 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10208.) Geſetz, betreffend die Umgeſtaltung der direkten Staatsſteuern in den Hohen⸗ 


zollernſchen Landen. Vom 2. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie für 
die Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


I. Aufhebung von Staatsſteuern. 
Artikel J. 

Behufs Erleichterung und anderweiter Regelung der öffentlichen Laſten 
der Gemeinden werden die nach dem landesfürſtlichen Geſetze vom 30. Auguſt 
1834, die Normen der direkten Beſteuerung betreffend (Sigmaringenſche Geſetz⸗ 
Samml. Bd. IV S. 95), und dem Geſetze vom 22. Februar 1867, betreffend 
die Regelung der direkten Beſteuerung in dem Fürſtenthume Hohenzollern⸗ 


ee 


Hechingen (Preußiſche Gefeh-Samml. S. 269), ſowie nach den hierzu ergangenen 
ergänzenden und abändernden Geſetzen veranlagte 

1. Grundſteuer, 

2. Gefällſteuer, 

3. Gebäudeſteuer, 

4. Gewerbeſteuer 
der Staatskaſſe gegenüber außer Hebung geſetzt. 


Artikel II. 

Aufgehoben werden: 

1. die nach den im Artikel I erwähnten Geſetzen veranlagte Kapitalien⸗ 
und Dienſtertragsſteuer, 

2. die nach dem Geſetze vom 19. Januar 1843, die Abgabe von Hunden 
betreffend (Sigmaringenſche Geſetz-Samml. Bd. VI S. 268), dem Ge 
ſetze vom 22. Februar 1867, betreffend die Regelung der direkten Be⸗ 
ſteuerung in dem Fürſtenthume Hohenzollern⸗Hechingen (Preußiſche 
Geſetz-Samml. S. 269) und dem Geſetze vom 27. Juni 1875, be⸗ 
treffend die Abänderung der in den Hohenzollernſchen Landen zur 
Erhebung kommenden Abgabe von Hunden (Preußiſche Geſetz⸗Samml. 
S. 517), veranlagte Hundeſteuer. 


Artikel III. 

Die Vorſchriften der in dem Artikel J bezeichneten Geſetze, ſoweit ſie ſich 
auf die Grund», Gefäll⸗, Gebäude- und Gewerbeſteuer beziehen und nicht in 
dem gegenwärtigen Geſetz, in der Hohenzollernſchen Gemeindeordnung und in 
dem Geſetze, betreffend die Abänderung und Ergänzung der Hohenzollernſchen 
Amts⸗ und Landesordnung, Abweichendes beſtimmt iſt, bleiben in Kraft. 

Die Veranlagung und Verwaltung der Grund-, Gefäll-, Gebäude» und 
Gewerbeſteuer wird, ſoweit nicht in dem gegenwärtigen Geſetz Abweichendes 
beſtimmt iſt, unter Aufrechterhaltung der dieſerhalb beſtehenden geſetzlichen Ein⸗ 
richtungen vom Staate für die Zwecke der kommunalen Beſteuerung ausgeführt. 


Artikel IV. 

Die Veranlagung (Artikel III iſt auf diejenigen Liegenſchaften, Gebäude, 
Gefälle und Gewerbebetriebe auszudehnen, welche von der entſprechenden Staats⸗ 
ſteuer freigeblieben, aber gemäß den Beſtimmungen der Gemeindeordnung der 
Kommunalſteuerpflicht unterworfen ſind. 

Für die Veranlagung gelten, ſoweit nicht in dem gegenwärtigen Geſetz 
und in der Gemeindeordnung Abweichendes beſtimmt iſt, die allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften, welche bei der Heranziehung zu den entſprechenden Staats⸗ 
ſteuern anzuwenden geweſen fein würden. Insbeſondere find gegen die Ver⸗ 
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anlagung dieſelben Rechtsmittel zuläſſig, mit denen die Veranlagung der ent⸗ 
ſprechenden Staatsſteuer hätte angefochten werden können. 


Artikel V. 

Die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, welche von der Veranlagung 
der Grund-, Gefäll-, Gebäude- und Gewerbeſteuer oder von einzelnen derſelben 
anderweitige Rechtsfolgen, insbeſondere die Begründung von Rechten und Pflichten 
abhängig machen, bleiben aufrecht erhalten, ſoweit hierbei die Entrichtung ſolcher 
Steuern vorausgeſetzt wird, treten an die Stelle der zu entrichtenden die ver- 
anlagten Beträge. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf die Bildung der Urwähler⸗ 
abtheilungen für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten. Ueber dieſe ſowie 
über die Vertheilung der Amtsabgaben und der Landes-Kommunalabgaben (Amts⸗ 
und Landesordnung vom 2. April 1873 — Geſetz-Samml. S. 145 — $5.7 
und 52) ergeht beſondere geſetzliche Beſtimmung. 


Artikel VI. 

Soweit die Beſtrafung von Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über 
die Gefäll- und Gewerbeſteuer von dem Verluſte der Steuer gegenüber dem 
Staate abhängig gemacht iſt (Geſetz, die Normen der direkten Beſteuerung be⸗ 
treffend, vom 30. Auguſt 1834, $. 13), gilt als entgangen derjenige Betrag, 
welcher im Falle fortdauernder Hebung der Steuer zur Staatskaſſe nach Maßgabe 
der Veranlagung (Artikel III Abſ. 2) zu entrichten geweſen ſein würde. 


Artikel VII. 
Zum Bezuge von Nachſteuern iſt diejenige Gemeinde berechtigt, welcher 
nach den Beſtimmungen der Gemeindeordnung das entſprechende Steueraufkommen 


zuſteht. 
Artikel VIII. 

Die Hebung und Beitreibung der Grund-, Gefäll-, Gebäude- und Ge 
werbeſteuer liegt derjenigen Gemeinde ob, welche nach den Beſtimmungen der 
Gemeindeordnung zum Bezuge des entſprechenden Steueraufkommens berechtigt iſt. 

Die Ausfälle treffen die Gemeindekaſſe. 


Artikel IX. 

Die Koſten der Veranlagung und der Verwaltung der Steuern (Artikel III, 
Abſ. 2) werden, ſoweit fie nicht durch die den Gemeinden hierbei übertragenen 
Geſchäfte entſtehen, aus der Staatskaſſe beſtritten. 

Das Aufkommen an Gebühren, Koſten und Strafen im Bereiche der 
Grund», Gefälle, Gebäude- und Gewerbeſteuer fließt in die Staatskaſſe. 

Sofern im Bereiche der Kataſterverwaltung die Ausführung von Neu⸗ 
meſſungen ganzer Gemarkungen oder größerer Theile von ſolchen ſeitens einer 
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Gemeinde oder der betheiligten Grundbeſitzer beantragt wird, oder vorzugsweiſe 
der Gemeinde oder den betheiligten Grundbeſitzern zum Vortheile gereicht, kann 
die Ausführung nach Beſtimmung des Finanzminiſters von der Entrichtung eines 
ſeitens der Gemeinde oder der betheiligten Grundbeſitzer zu leiſtenden Beitrags zu 
den Koſten der Neumeſſung abhängig gemacht werden. 


Artikel X. 8 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Anſprüche der Gemeinden auf den 
Bezug von Vergütungen für die bei Veranlagung und dem Einzuge der direkten 
Staatsſteuern ihnen übertragenen Geſchäfte (Geſetz, die Normen der direkten Be⸗ 
ſteuerung betreffend, vom 30. Auguſt 1834, $. 11, Finanzgeſetz vom 6. Juni 1840, 
Artikel 6 und Geſetz, betreffend einige Aenderungen der direkten Steuern in den 
Hohenzollernſchen Landen, vom 25. März 1875, F. 3) treten außer Kraft. 

Die Gemeinden ſind verpflichtet, in ihren Bezirken die Einzelerhebung der 
ſämmtlichen direkten Staatsſteuern, der Rentenbank⸗ und Grundſteuerentſchädigungs⸗ 
renten ſowie die Abführung der erhobenen Beträge an die zuſtändige Staatskaſſe 
ohne Vergütung zu bewirken. 

Artikel XI. 

Wegen Zurückerſtattung der auf Grund des F. 5 des Geſetzes, betreffend 
die Regelung der direkten Beſteuerung in dem Fürſtenthume Hohenzollern-Hechingen, 
vom 22. Februar 1867 (Geſetz-Samml. S. 269) für die Aufhebung von Grund— 
ſteuerbefreiungen geleiſteten Entſchädigungen finden die Beſtimmungen im $. 18 
Abſ. 1, §. 19 Abſ. 1 bis 3 und 5 und HF. 23 bis 27 des Geſetzes wegen Auf 
hebung direkter Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. S. 119) mit 
der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß an Stelle des im F. 23 Abſ. 1 und 
im F. 24 Abſ. 2 lit. b auf den 1. April 1895 feſtgeſetzten Zeitpunkts der 1. April 
1901 tritt. 


II. Einkommen⸗ und Ergänzungsſteuer. 
Artikel XII. 
Das Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 (Geſetz⸗Samml. S. 175) 
und das Ergänzungsſteuergeſetz vom 14. Juli 1893 (Geſetz⸗Samml. S. 134) 
werden mit folgenden Maßgaben eingeführt: 


1. 
Die Einkommenſteuer und die Ergänzungsſteuer werden vom 1. April 1901 
ab erhoben; die Veranlagung beider Steuern erfolgt zum erſten Male für die 
Zeit vom 1. April 1901 bis zum 31. März 1902. 


2. 
An Stelle der im F. 16 Abſ. 1 letzter Satz des Einkommenſteuergeſetzes 
beſtimmten Termine tritt der 1. April 1901. 
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3. 

An Stelle des Oberpräſidenten ($. 31 Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes) 
tritt der Finanzminiſter, an Stelle des Kreiſes ($. 33 a. a. O.) der Oberamts⸗ 
bezirk, an Stelle des Landraths und der Kreisvertretung (F. 34 a. a. O.) der 
Oberamtmann und die Amtsverſammlung, an Stelle des Provinzialausſchuſſes 
($. 41 Abf. 1 a. a. O.) der Landesausſchuß. 


4. 

Wegen Annahme und Ablehnung der nach den Vorſchriften des Ein- 
kommenſteuergeſetzes ſtattfindenden Ernennungen und Wahlen (F. 50 Abſ. 2) 
finden an Stelle der $$. 8, 25 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 die 
§§. 5, 51 der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung vom 2. April 1873 
(Geſetz-Samml. S. 145) beziehungsweiſe die dieſe abändernden Geſetze ſinngemäße 
Anwendung. 

5. 

Die Beſtimmungen im F. 45 des Ergänzungsſteuergeſetzes finden auch auf 
die Einkommenſteuer Anwendung und treten an Stelle der Vorſchriften §§. 71, 72 
des Einkommenſteuergeſetzes. a 

Die auf Grund des F. 48 des Ergänzungsſteuergeſetzes durch Königliche 
Verordnung feſtgeſtellten Aenderungen der Ergänzungsſteuerſätze gelten auch für 
die Hohenzollernſchen Lande. 

Bei Berechnung des im letzten Abſatze des §. 48 a. a. O. beſtimmten 
Betrags von 35 000 000 Mark bleibt die in den Hohenzollernſchen Landen ver⸗ 
anlagte Ergänzungsſteuer außer Betracht. 


7. 
Die §§. 4, 73, 76, 77, 85 Abſ. 2 bis 4 des Einkommenſteuergeſetzes, 
F. 42 Abſ. 2 des Ergänzungsſteuergeſetzes finden in den Hohenzollernſchen Landen 
keine Anwendung. 


III. Schlußbeſtimmungen. 
Artikel XIII. 

Die Beſtimmungen im F. 29 Abſ. 3 und 4 des Geſetzes wegen Aufhebung 
direkter Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 treten außer Kraft. 

Ebenſo tritt der $. 7 des Geſetzes, betreffend die Aufhebung der beiden 
unterſten Stufen der Klaſſenſteuer, vom 26. März 1883 GGeſetz-Samml. S. 37) 
außer Kraft. 

Artikel XIV. 

Die am 1. April 1901 verbliebenen Rückſtände der in den Artikeln I 

und II bezeichneten Steuern werden nach Maßgabe der bis dahin geltenden Be⸗ 
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85 ſtimmungen zur Staatskaſſe eingezogen; das Gleiche gilt von Strafen im Bereiche 
der Grund-, Gefäll-, Gebäude- und Gewerbeſteuer. 


Artikel XV. 
5 Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1901, jedoch nur gleich- 
zeitig mit der Hohenzollernſchen Gemeindeordnung, in Kraft; die Vorſchrift im 
§. 25 Abſ. 1 des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern vom 14. Juli 
1893 (Artikel XI) gelangt mit dem Tage der Verkündigung zur Geltung. 

Die Veranlagung für die Zwecke der kommunalen Beſteuerung (Artikel III 
Abſ. 2, Artikel IV) und die Veranlagung der Einkommenſteuer und Ergänzungs⸗ 
ſteuer (Artikel XII) erfolgen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zum erſten 
Male für das Rechnungsjahr 1901. 

Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes treten alle demſelben 
entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich der Anwendung auf 
frühere Fälle, außer Kraft. 

Artikel XVI. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wilhelmshaven, den 2. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 
1. das am 9. April 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
genoſſenſchaft Bergweiler⸗Sotzweiler zu Bergweiler im Kreiſe Ottweiler 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 24 S. 225, 
ausgegeben am 15. Juni 1900; 
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das am 2. Mai 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent» und 
Bewäſſerungsverband der alten Binnennehrung im Marienburger Deich⸗ 
verbande und Kreiſe Danziger Niederung durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Danzig Nr. 25 S. 245, ausgegeben am 23. Juni 
1900; 
„der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Mai 1900, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Koſtener Kreisbahnen“ zu 
Koſten zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum Baue 
und Betrieb einer Kleinbahn von Koften nach Goſtyn in Anſpruch zu 
nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Poſen Nr. 24 S. 289, ausgegeben am 12. Juni 1900, 
das am 7. Mai 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft zu Metzdorf im Landkreiſe Trier durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Trier Nr. 23 S. 213, ausgegeben am 8. Juni 
1900; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Mai 1900, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrags zu den Verordnungen über das ritterſchaftliche Kredit⸗ 
inſtitut des Fürſtenthums Lüneburg, durch die Amtsblätter 

für den Regierungsbezirk Hannover Nr. 27 S. 177, ausgegeben am 

6. Juli 1900, 
der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 24 S. 159, ausgegeben am 
15. Juni 1900. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in ber Reichsdruckerei. 


